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Erster  Teil 

Ein le i tung 

§ 1 Problemstellung 

Die vorliegende Untersuchung geht der Frage nach, ob mit einer positi-
ven Darstellung in der Flächennutzungsplanung bestimmte Nutzungen 
konzentriert werden können, mit der Folge, daß diese Vorhaben auf ande-
ren als den ausgewiesenen Flächen untersagt werden können. Der Plange-
ber nimmt dann für sich das Privileg in Anspruch, den ausschließlichen 
Standort bestimmter Nutzungen im Plangebiet darstellen zu können; die-
ses planerische Institut nennt sich daher Darstellungsprivileg. 

Der Grund für dieses Konzentrationsbestreben des Plangebers ist, daß 
der verstreuten unkoordinierten Durchführung  von Vorhaben eine gene-
relle nachteilige Wirkung auf den Freiraum nachgesagt wird. 

Das Problem der Konzentration von Vorhaben stellt sich, weil das 
Bauen nicht gänzlich einem Planungsvorbehalt unterstellt ist, sondern für 
den Freiraum insbesondere der planersetzende, unmittelbar gesetzesab-
hängige Genehmigungstatbestand nach § 35 BauGB die Bebauung im Au-
ßenbereich ermöglicht. 

Zwar versucht die generell-abstrakte gesetzliche Regelung des § 35 
BauGB den Grundsätzen der Bauleitplanung soweit wie möglich Rechnung 
zu tragen, um eine geordnete städtebauliche Entwicklung sicherzustellen. 
Dies geschieht durch Tatbestandsmerkmale mit hohem Wertungsgehalt, 
insbesondere in Form unbestimmter Rechtsbegriffe.  So macht § 35 BauGB 
die Zulässigkeit eines Vorhabens von der Nicht-Beeinträchtigung bzw. 
dem Nicht-Entgegenstehen öffentlicher  Belange abhängig. Und als öf-
fentlichen Belang nennt § 35 BauGB u.a. den Widerspruch zu den Dar-
stellungen des Flächennutzungsplans. 

Allerdings weisen bestimmte, sogenannte privilegierte Vorhaben ge-
genüber sonstigen Vorhaben einen besonderen Bezug zum Außenbereich 
auf. Sie sind, wenn sie ihre Funktion nicht verlieren sollen, auf den Au-
ßenbereich angewiesen. Dies gilt z.B. für Vorhaben, die der Landwirt-
schaft dienen, aber auch für flächenintensive Großvorhaben, wie z.B dem 
Rohstoffabbau.  Gerade der Rohstoffabbau  ist an die geologischen Vor-

2 Schulze Buschhoff 



18 Erster Teil Einleitung 

kommnisse vor Ort gebunden. Auf Grund der besonderen Interessenlage 
dieser Vorhaben wird deren Privilegierung in § 35 Abs. 1 BauGB als eine 
generelle Zuweisung in den Außenbereich und für ortsgebundene Vorha-
ben gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 4 a.E. BauGB sogar als eine konkrete Stand-
ortzuweisung verstanden. Wegen dieses Verständnisses von der rechtli-
chen Position, insbesondere des ortsgebundenen Vorhabens, stellt sich die 
Frage, ob derartige Vorhaben durch die Flächennutzungsplanung auf be-
stimmte Standorte im Außenbereich eingeschränkt werden können. Die 
Standortzuweisung durch die Planung könnte nämlich die Standortzuwei-
sungen der Privilegierung durch § 35 Abs. 1 Nr. 4 a.E. BauGB ausschlie-
ßen. 

Es wird daher untersucht, ob ortsgebundene gewerbliche Vorhaben, 
privilegiert zulässig nach § 35 Abs. 1 Nr.4 a.E. BauGB, mit Hilfe der Flä-
chennutzungsplanung auf bestimmte Standorte konzentriert werden kön-
nen. 

§ 2 Gang der Untersuchung 

Die Arbeit geht zunächst im zweiten Teil (§§ 3-5) auf die Grundlagen 
der Problematik ein. Es wird das Anliegen des Darstellungsprivilegs am 
Beispiel des Abgrabungsvorhabens erörtert (§ 3). Anschließend geht die 
Arbeit der gesetzlichen Zulässigkeitsregelung des § 35 BauGB allgemein 
und für Abgrabungsvorhaben gemäß § 35 Abs. 1 Nr.4 BauGB speziell 
nach. Dabei wird die Bedeutung der öffentlichen  Belange - insbesonders 
in ihren geringen hindernden Wirkungen für die Zulässigkeit ortsgebun-
dener Vorhaben - dargelegt (§ 4). In § 5 werden Rechtsprechung und Lite-
raturmeinungen zum Darstellungsprivileg im Flächennutzungsplan und 
dessen steuernde Wirkung gegenüber ortsgebundenen Vorhaben nach § 35 
Abs. 1 Nr. 4 BauGB wiedergegeben. 

Im dritten Teil (§§ 6-11) wird der Flächennutzungsplan auf seine 
Steuerungsfähigkeit  hin untersucht. Er wird dabei an seiner Aufgabe, ein 
städtebauliches Entwicklungskonzept darzustellen, gemessen, insbeson-
dere ob das Darstellungsprivileg einen Eingriff  in sachfremde Regelungs-
bereiche bedeutet (§ 6). Anschließend wird geprüft,  inwieweit das Darstel-
lungsprivileg einem Verbot der Negativplanung unterliegt (§ 7). Einen 
weiteren Punkt der Arbeit stellt die Betrachtung der Vereinbarkeit des 
Darstellungsprivilegs mit dem rechtsstaatlichen Gebot der Abwägung dar, 
weil dem Darstellungsprivileg nur eine globale Abwägung hinsichtlich 
seiner negativen Wirkung zugrunde gelegt wird. Es werden Überlegungen 
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zur Raumbezogenheit des Flächennutzungsplans und zu den Planungs-
leitlinien gemäß § 1 Abs. 5 BauGB herangezogen, zum Optimierungsge-
bot nach § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB, mit Grund und Boden sparsam umzu-
gehen, zur Standortalternativenprüfung  und zur Umwidmungssperre 
landwirtschaftlicher  Flächen (§ 8). Danach werden die Darstellungsmög-
lichkeiten im Flächennutzungsplan aufgezeigt und auf die hinreichende 
Bestimmtheit planerischer Darstellungen insbesondere der landwirt-
schaftlichen Ausweisung eingegangen (§ 9). Da für das Darstellungsprivi-
leg in seiner negativen Wirkung der Erläuterungsbericht herangezogen 
wird, ist er auf seine Funktion und Bedeutung in § 10 behandelt. Schließ-
lich wird der Rechtscharakter des Flächennutzungsplan und seine Aus-
wirkungen auf das Darstellungsprivileg hin erörtert (§ 11). 

Im vierten Teil der Arbeit (§§ 12-14) werden die rechtlichen Ansatz-
punkte für die Berücksichtigungsfähigkeit  positiver Planaussagen auf ihre 
Vereinbarkeit mit dem Darstellungsprivileg untersucht, auf der Grundlage 
der ratio legis des § 35 BauGB, dem größtmöglichen Schutz des Außenbe-
reichs. Dabei wird auf das Merkmal der Ortsgebundenheit als Standortzu-
weisung und die Konkretisierung der offengelassenen  Standortfrage  durch 
die Standortzuweisung des Darstellungsprivilegs eingegangen (§ 12). 
Weiter werden Überlegungen zum Darstellungsprivileg unter Aspekten 
zur Systemgerechtigkeit im öffentlichen  Bau- und Planungsrecht an-
gestellt und die Bedeutung der fehlenden Rechtssatzwirkung des Flächen-
nutzungsplans im Rahmen von § 35 BauGB untersucht (§ 13). Schließlich 
werden eigentumsrechtliche Implikationen des Darstellungsprivilegs ge-
prüft  (§ 14). 

Der fünfte  Teil der Arbeit schließt mit einer thesenartigen Zusammen-
fassung der Ergebnisse die Arbeit ab. 


